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Die steigende Lebens-
erwartung führt dazu, dass
sich jüngere Wähler
verstärkt für öffentliche
Investitionen einsetzen.

ANZEIGE

Es ist fraglich, ob die
direkten Effekte des
demografischen Wandels
auf das Pro-Kopf-Wachs-
tum negativ sind.
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Bedroht der demografische Wandel die Produktivität?
Fragen zum «Mix» politischer Wachstumsrezepte und zur Spannung zwischen den Generationen. Von Dirk Niepelt

Debatten über die Folgen der
steigenden Lebenserwartung ge-
winnen an Intensität. Der Autor
diskutiert im Folgenden anhand
eines Modellrahmens den Zu-
sammenhang zwischen Produk-
tivitätswachstum, Demografie
und politischen Instrumenten.

Die demografische Alterung der Bevöl-
kerung wird in zahlreichen Volkswirt-
schaften mit Sorge betrachtet. Befürch-
tet wird insbesondere, dass ein steigen-
der Anteil älterer Menschen zu höheren
steuerlichen Belastungen führt und öf-
fentliche Investitionen in Infrastruktur
oder Bildung durch grosszügige Ren-
ten- und Gesundheitsleistungen ver-
drängt werden. Da sich sowohl eine
höhere Steuerbelastung als auch eine
Verdrängung öffentlicher Investitionen
negativ auf die Kapitalbildung und
das Produktivitätswachstum auswirken
können, wird gefordert, im Gegenzug
staatliche Massnahmen zur Stützung
des Wachstums zu ergreifen. So zielen
etwa Initiativen wie die «Europa 2020»-
Agenda der Europäischen Union auf
derartige Massnahmen ab.

Ist Pessimismus am Platz?
Wie berechtigt sind die genannten Be-
fürchtungen und wie erfolgverspre-
chend die geforderten Gegenmassnah-
men? Eine Antwort auf die erste Frage
ergibt sich bereits aus der Statistik. Ob-
wohl in den entwickelten Volkswirt-
schaften seit längerem die Fertilität ab-
nimmt und die Lebenserwartung steigt,
finden sich keine überzeugenden Hin-

weise darauf, dass dieser Prozess einen
Rückgang des Pro-Kopf-Wachstums
verursacht hat.

Auch hinsichtlich der Entwicklung
der Staatshaushalte lassen sich die Be-
fürchtungen nur teilweise empirisch un-
termauern. So illustriert in der oben-
stehenden Grafik die Darstellung links,
dass Rentenzahlungen relativ zum Brut-
toinlandprodukt (BIP) in der Tat gestie-
gen sind. Gleichzeitig ist aber aus der
mittleren Darstellung ersichtlich, dass
sich bei den öffentlichen Investitionen
relativ zum Bruttoinlandprodukt kein
klarer Trend abzeichnet.

Schwieriger zu beantworten ist die
zweite Frage nach den Wechselwirkun-
gen zwischen demografischem Wandel,
staatlicher Wirtschaftspolitik und ge-
samtwirtschaftlichem Wachstum.

Hierzu bedarf es eines Modellrah-
mens, der sowohl ökonomische als auch
politische Auswirkungen der Alterung
erfasst. Ein solcher Rahmen, der den
folgenden Darlegungen zugrunde liegt,
modelliert die wirtschaftlich relevanten

Entscheide von Haushalten verschiede-
ner Altersgruppen sowie ihr Wahlver-
halten. Er trägt der Tatsache Rechnung,
dass die Menge an produzierten Gütern
und Dienstleistungen positiv von Ar-
beitseinsatz, Kapitalintensität und Pro-
duktivität abhängt. Und er berück-
sichtigt, dass öffentliche Investitionen
die zukünftige Produktivität steigern,
indem sie beispielsweise das Human-
kapital erhöhen oder die Infrastruktur
verbessern (vgl. Gonzales-Eiras und
Niepelt, 2011).

Innerhalb dieses Modellrahmens
kann zwischen direkten und indirekten
Effekten unterschieden werden. Direk-
te Effekte ergeben sich unabhängig von
Änderungen der Wirtschaftspolitik. Sie
kommen dadurch zustande, dass ge-
ringere Fertilität und höhere Lebens-
erwartung Veränderungen auf den Fak-
tor- und Gütermärkten hervorrufen,
sich in Lohn- und Preisänderungen nie-
derschlagen und somit Konsum-, Ar-
beitsangebots- und Sparentscheide be-
einflussen. Indirekte Effekte hingegen
ergeben sich aufgrund von Anpassun-
gen des wirtschaftspolitischen Instru-
mentariums, insbesondere des Renten-
alters sowie der Anteile der Staatsaus-
gaben für Rentenleistungen und öffent-
liche Investitionen. Diese Anpassungen
schlagen sich ebenfalls in veränderten
Haushaltsentscheiden und makroöko-
nomischen Aggregaten nieder.

Jüngere contra ältere Wähler
Bei den direkten Effekten zeigen sich
im Modell sowohl positive als auch
negative Auswirkungen der Alterung
auf das Pro-Kopf-Wachstum. Positiv
fällt ins Gewicht, dass bei niedrigerem
Bevölkerungswachstum eine gegebene
Investitionsrate zu einem rascheren An-
stieg der Kapitalintensität in der Pro-
duktion führt. (Im Modell wird eine ge-
schlossene Volkswirtschaft unterstellt,
beziehungsweise es wird angenommen,
dass sowohl das In- als auch das Aus-
land dem demografischen Wandel un-
terworfen sind.) Negativ wirkt sich aus,
dass der steigende Anteil älterer Men-
schen die durchschnittliche Sparquote
senkt und damit die Kapitalakkumula-
tion verlangsamt. Auch die Sparquote
und das Arbeitsangebot jüngerer Ar-
beitskräfte verändern sich infolge der
demografischen Veränderungen.

Im wirtschaftspolitischen Bereich
schlägt sich der demografische Wandel in
lauteren Forderungen nach Transfers

von jüngeren zu älteren Wählern nieder.
Gleichzeitig führt die steigende Lebens-
erwartung aber auch dazu, dass sich
jüngere Wähler verstärkt für öffentliche
Investitionen einsetzen, da sie über einen
längeren Zeitraum hinweg von den
Früchten dieser Investitionen profitieren
können. Schliesslich steigt infolge der
Alterung auch der Druck, das Renten-
alter zu erhöhen, um den Anstieg der
Sozialversicherungsbeiträge abzufedern.

Kalkül politischer Parteien
Das Modell prognostiziert, dass sich die
politischen Parteien aus wahltaktischen
Überlegungen mit Programmen positio-
nieren, die auf die Wünsche aller Wäh-
lergruppen Rücksicht nehmen. In der
Konsequenz schlägt sich dieser Interes-
senausgleich zwischen älteren und jün-
geren Wählern im demokratischen Pro-
zess in einer graduellen Anpassung der
wirtschaftspolitischen Instrumente nie-
der, die die demografischen Verände-
rungen reflektiert. Obwohl sich der An-
stieg des Anteils älterer Wähler in um-
fangreicheren Transfers spiegelt — die
Modellresultate decken sich in dieser
Beziehung mit den gängigen Erwar-
tungen —, kommt es zu keiner Reduk-
tion der Quote der öffentlichen Investi-
tionen. Ein Kürzen der öffentlichen
Investitionsquote hätte schwerwiegen-
de Konsequenzen für jüngere Wähler
und ist daher politisch nicht durchsetz-
bar, selbst wenn sich ihr Anteil in der
Wählerschaft vermindert.

Konkret ergibt sich in Simulationen
für entwickelte OECD-Länder ein star-
ker Anstieg der Sozialversicherungs-
Beitragssätze in den Jahren 1970 bis
2000, anschliessend folgt ein schwäche-
rer Anstieg bis ins Jahr 2080. Der Anteil
öffentlicher Investitionen an der ge-
samtwirtschaftlichen Produktion sta-
gniert praktisch. (Diese Vorhersagen
decken sich zu Beginn des Prognose-
zeitraums mit dem Bild, das die grafi-
schen Darstellungen links und in der
Mitte zeichnen.) Das Rentenalter im
Modell steigt in den Jahren 2000 bis
2080 um ungefähr 6 Jahre, während
die Lebenserwartung einer 65-jährigen
Person im selben Zeitraum um über 8
Jahre zunimmt.

Was Interventionen kosten
Die indirekten Wachstumseffekte, die
aufgrund dieser wirtschaftspolitischen
Veränderungen resultieren, sind in der
Summe negativ. Höhere öffentliche In-
vestitionen begünstigen zwar das Pro-
duktivitätswachstum. Gleichzeitig redu-
zieren aber höhere Steuern zur Finan-
zierung von Rentenleistungen und öf-
fentlichen Investitionen die verfügba-
ren Haushaltseinkommen und somit die
Mittel, die für Ersparnis zur Verfügung
stehen. Da grosszügigere Rentenleis-
tungen sowie das aufgrund des höheren
Rentenalters gestiegene Arbeitsein-
kommen im Alter den Anreiz zum Spa-
ren verringern, verlangsamt sich die
Kapitalakkumulation. Schliesslich wirkt
das höhere Rentenalter auch insofern
negativ auf das Wachstum, als es zu
einem höheren Arbeitsangebot führt
und damit Druck auf die Löhne und so-
mit die Ersparnisse der jüngeren Ar-
beitnehmer ausübt.

Die grafische Darstellung rechts ver-
anschaulicht die vom Modell prognosti-
zierten direkten und indirekten Wachs-
tumseffekte des demografischen Wan-
dels. Der erste Balken («Ausgangsbasis

2000») stellt das langfristige jährliche
reale Pro-Kopf-Wachstum in einem ent-
wickelten OECD-Land um das Jahr
2000 dar. Die drei anderen Balken zei-
gen die prognostizierten Wachstums-
raten nach Abschluss der demografi-
schen Veränderungen. Dabei werden
drei Szenarien unterschieden, die sich
hinsichtlich des Ausmasses wirtschafts-
politischer Anpassungen voneinander
unterscheiden.

Der zweite Balken (Resultat «di-
rekt») zeigt die Wachstumsrate, die sich
ergäbe, wenn das Rentenalter und die
Struktur der Staatsausgaben unver-
ändert blieben und somit keine indirek-

ten Wachstumseffekte anfielen. Dage-
gen stellt der dritte Balken (Resultat
«total flexibel») die prognostizierte
Wachstumsrate dar, die Anpassungen
aller wirtschaftspolitischen Instrumen-
te und somit direkte und indirekte
Wachstumseffekte berücksichtigt. Der
vierte Balken (Resultat «total fix»)
schliesslich zeigt die Wachstumsrate,
die resultierte, falls das Rentenalter auf
dem Stand des Jahres 2000 fixiert
bliebe und lediglich die Staatsausgaben
angepasst würden.

Fragen zum Rentenalter
Insgesamt verdeutlicht die Grafik
rechts, dass die direkten Wachstums-
effekte im Modell positiv sind (rund 57
Basispunkte). Im Gegensatz dazu sind
die indirekten Effekte, die sich aufgrund
politisch motivierter Veränderungen
des Rentenalters und der Struktur der
Staatsausgaben ergeben, negativ (rund
10 Basispunkte). Würde das Renten-
alter fixiert und blieben wirtschafts-
politische Anpassungen somit auf den
Staatshaushalt beschränkt, so fielen die-
se negativen indirekten Effekte wesent-
lich stärker aus (rund 37 anstatt 10
Basispunkte). Dieser letzte Punkt ist aus

zwei Gründen bedeutsam. Zum einen
verdeutlicht er die Wichtigkeit des Zu-
sammenwirkens verschiedener wirt-
schaftspolitischer Instrumente: Selbst
wenn ein Anstieg des Rentenalters
aufgrund der erläuterten Zusammen-
hänge in Isolation wachstumshemmend
wirkt, kann er die Wachstumsaussichten
durchaus verbessern. Der Grund hierfür
liegt darin, dass eine Fixierung des Ren-
tenalters wesentlich kräftigere Anpas-
sungen der Staatsausgaben zur Folge
hätte. Insbesondere käme es bei einer
Fixierung des Rentenalters zu einem
deutlich stärkeren Anstieg der Ausga-
ben für Rentenleistungen und infolge-
dessen aus Kostengründen zu einer
Kürzung wachstumsfördernder öffent-
licher Investitionen. Im Endeffekt hätte
dies tiefere Wachstumsraten zur Folge
als bei Szenarien mit einem flexiblen
und höheren Rentenalter.

Zum andern zeigt die Prognose unter
der Annahme eines fixierten Renten-
alters, dass das Modell durchaus wesent-
liche Faktoren abbildet, die gängigen
Befürchtungen bezüglich der Wachs-
tumswirkungen demografischer Alte-
rung entsprechen. Gemäss den Modell-
vorhersagen wirken sich diese Faktoren
allerdings nicht allzu nachteilig aus, so-
lange das Rentenalter nicht fixiert ist.

Raum für Optimismus
Zusammenfassend lassen sich somit
drei Schlussfolgerungen ziehen. Erstens
ist es fraglich, ob die direkten Effekte
des demografischen Wandels auf das
Pro-Kopf-Wachstum negativ sind. Im
beschriebenen Modell sind sie positiv.
Zweitens ist es keineswegs selbstver-
ständlich, dass die indirekten, wirt-
schaftspolitisch induzierten Effekte po-
sitiv sind. Im beschriebenen Modell ist
dies nicht der Fall. Drittens zeigt sich
schliesslich, dass das Ausmass der
Wachstumseffekte stark vom Zusam-
menwirken der verschiedenen wirt-
schaftspolitischen Instrumente ab-
hängt. So wirkt sich ein Anstieg des
Rentenalters im Modell isoliert be-
trachtet negativ auf das Wachstum aus,
im Zusammenspiel mit anderen wirt-
schaftspolitischen Instrumenten jedoch
wachstumsfördernd.


